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Die wissenschaftliche (Nicht-)Beschäftigung mit der Verwaltung 
und ihrem Verhältnis zur Politik in Österreich1
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Österreich wurde historisch und wird auch aktuell als ein archetypischer Verwaltungsstaat gesehen. Umso 
erstaunlicher ist es daher, dass eine tiefer gehende politik- und verwaltungswissenschaftliche Auseinan-
dersetzung mit Verwaltung weitgehend fehlt. In diesem Beitrag werden erstmals die Beiträge unterschied-
licher akademischer Disziplinen zur Verwaltungspraxis und dem Verhältnis zwischen Politik und Verwaltung 
in Österreich in entwicklungsgeschichtlicher und methodischer Perspektive dargestellt. Dabei wird die 
anhaltend nachholende Entwicklung politikwissenschaftlicher Verwaltungsforschung, aber auch von  Public 
Management, ebenso wie die eingeschränkte Befassung mit dem Thema durch die Rechtswissenschaft 
deutlich. Die sich daraus ergebenden Defizite haben auch demokratiepolitische Implikationen, da für 
wesentliche Teile staatlichen Handelns methoden- und theoriegeleitete Diskussionsgrundlagen fehlen.

The (non-)existing scientific research on the Austrian civil service and its relations to politics
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Austria has been characterised as an archetypical case of an administrative state. It therefore is rather 
surprising that a comprehensive analysis of the Austrian civil service is largely missing until now. In this 
article for the first time the contributions of political science, law and public management are compared 
in their endeavour to look at the praxis of the public service and its relations to politics in Austria. It be-
comes apparent that although no discipline currently may offer an in-depth view on administration, this 
is especially true for political science but also for law and public management. We find that these deficits 
also have ramifications for the Austrian democracy, as substantial elements of a scientifically-based un-
derstanding of state activities are missing.
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Die Charakterisierung Österreichs als Verwaltungsstaat ist zugleich ein verbreiteter Gemeinplatz 
und ein verfassungsrechtlicher Befund, wie es ihn in dieser Deutlichkeit nur selten gibt. „Der 
lange Schatten des Staates“ ist zum prägenden Titel einer österreichischen Gesellschaftsgeschich-
te des 20. Jahrhunderts (Hanisch 1994) und zum Synonym für die bestimmende Stellung staat-
licher, staatsnaher und staatstragender Institutionen geworden. Verfassungsrechtlich kam er bis 
in jüngste Zeit durch die Gleichordnung von Justiz und Verwaltung zum Ausdruck (Wiederin 
2010, 189), wobei das im internationalen Vergleich hohe Maß an gesetzlichen Vorgaben für 
Verwaltungshandeln von der Monarchie bis zur Gegenwart als Garantie strikten Gesetzesvollzugs 
beschrieben wird (Redlich 1920, 443f.; Wiederin 2010, 190). Ihr wird ebenfalls bis heute das 
Bild der Gerichtsbarkeit „als Spezialist[in] für Wertungsfragen aller Art“ entgegengesetzt (Jab-
loner 2007, 18). Eine Veränderung dieser Ausgangsposition, deren Auswirkungen noch nicht 
abgeschätzt werden können, erfolgte erst 2014 durch die Einführung der Verwaltungsgerichts-
barkeit in Bund und Ländern (Lehofer 2013).

Umso erstaunlicher ist es daher, dass eine tiefer gehende politik- und sozialwissenschaftli-
che Auseinandersetzung mit der Verwaltung, ihren inneren Abläufen und ihrem Verhältnis zur 
Politik in Österreich nur in sehr beschränktem Ausmaß und nicht für die letzten 20 Jahre vor-
handen ist. Grundlage für eine solche Debatte muss eine Bestandsaufnahme sein, die die Beiträ-
ge unterschiedlicher akademischer Disziplinen, deren Beziehungen untereinander, zur Verwal-
tungspraxis und Politik in entwicklungsgeschichtlicher und methodischer Perspektive zusam-
menfasst. Den Ausgangspunkt dafür wird in diesem Artikel die Geschichtswissenschaft bilden, 
die sich zwar nicht als Verwaltungsforschung versteht, aber die erst einen Zugang zu den lange 
prägenden Elementen von Verwaltung erschließt (1. Abschnitt). Angesichts ihrer entwicklungs-
geschichtlichen und praktisch-politischen Bedeutung wird eine Auseinandersetzung mit juristi-
scher Verwaltungsforschung folgen (2. Abschnitt). Während es hier viele Entsprechungen mit 
Deutschland und der Schweiz gibt, fällt die – anhaltend nachholende – Entwicklung in der po-
litikwissenschaftlichen Verwaltungsforschung (3. Abschnitt), aber auch im Public Management 
als wissenschaftlicher Disziplin (4. Abschnitt) in Österreich signifikant auf. Das kann, wie wir 
abschließend zu zeigen versuchen, auch demokratiepolitische Implikationen haben (5. Abschnitt).

1.  Entwicklungsstufen bis 1970 und historische Verwaltungsforschung

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit Verwaltung und im Besonderen mit ihrem Verhält-
nis zur Politik geht in Österreich ebenso wie in der Schweiz (Sager/Hurni 2013) und in Deutsch-
land (von Beyme 2013) auf die Polizeywissenschaft des 18. und 19. Jahrhunderts zurück und blieb 
hier wie dort lange eine Juristendomäne (Heindl 1991; Leitl-Staudinger 2011, 196ff.). In allen drei 
Staaten kommen Verwaltung und Militär im 19. Jahrhundert zentrale Integrationsfunktionen zu. 
Die Administration des Habsburgerreiches, in deren Tradition Verwaltung und Wissenschaft des 
heutigen Österreich stehen, wird aber durch ihre besondere theorie- und kulturprägende Funktion 
als übernationale Institution und damit als wesentlicher Faktor einer auszubildenden „österreichi-
schen Identität“ besonders hervorgehoben (vgl. Kann 1975; Bruckmüller 1996, 219ff.). 

Die Auseinandersetzung mit der späten Habsburgermonarchie zwingt daher zu einer Befas-
sung mit deren Verwaltung. Dazu liegen einzelne umfassende Arbeiten in hoher Qualität vor 
(z.B. Wandruszka/Urbanitsch 1975; Heindl 1991; 2013; Enderle-Burgel/Follner 1991; Megner 
2010). Auffallend ist aber das weitgehende Fehlen zeitgeschichtlicher Forschung über Verwaltung 
– insbesondere auf Bundesebene (vgl. Bezemek/Eminger 2008; Bruckmüller 2008). An die 
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Stelle der wissenschaftlichen Auseinandersetzung scheint in Österreich – jedenfalls bis zur Mit-
te des 20. Jahrhunderts – das literarische Schaffen getreten zu sein, das sich wie kaum sonstwo 
an der Verwaltung abgearbeitet hat und grundsätzliche Einsichten in die Bürokratie schlechthin 
bietet (Heindl 2013, 25f. und passim; Zelger 2009).

Die akademische Befassung mit Verwaltung in Österreich steht seit der Monarchie in kom-
plexen Beziehungen zur Verwaltungspraxis und zur Ausbildung für die Verwaltung. Ausgehend 
von den Staatsreformen der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts war es eine wesentliche Aufgabe 
universitärer Juristenausbildung, Absolventen für den Staatsdienst vorzubereiten (Heindl 1991). 
Zugleich bestand über lange Zeit eine spannungsreiche Beziehung zwischen den juristischen 
Fakultäten und der Verwaltungspraxis (Wiederin 2007, 307f.). Ein Beispiel dafür ist eine anhal-
tende Form institutionellen Misstrauens gegenüber der universitären Juristenausbildung, die sich 
in der (verwaltungsinternen) Wiederholung allgemeiner Rechtsfächer im Rahmen der Grundaus-
bildung manifestierte. Eine Aufarbeitung dieser Phänomene, die Fragen der Methodik, Ideologie 
und Sozialstruktur aufgreift, und die auch andere Rechtsberufe – allen voran im Bereich der Ge-
richtsbarkeit und Strafverfolgung – betrifft, steht aus.2 Die verwaltungswissenschaftliche Literatur 
wird seit dem 18. Jahrhunderts durch didaktische Werke und solche mit grundlegendem Anspruch 
dominiert. Ein Verständnis ihrer Ausformung, Interessen und Methoden ist folglich nur unter 
Berücksichtigung verwaltungsorganisatorischer und akademischer Entwicklungen möglich.

Ausgangspunkt ist die von Joseph von Sonnenfels (2003) im Kontext der josephinischen 
Reformen geprägte Erneuerung der Universitäten, die ein breit angelegtes juristisches Studium 
als Vorbildung für die höhere Verwaltung etablierte. Schwerpunkte bildeten dabei auch Philoso-
phie, vor allem das Naturrecht der Aufklärung, und Ökonomie. Somit konnte das Studium den 
Stellenwert eines studium generale beanspruchen (Heindl 1991, 93ff.).3 Zu wesentlichen Ände-
rungen kam es erst nach den Revolutionen von 1848 und der Etablierung des neoabsoluten 
Staates. Die „Bewältigung der Revolution“ durch umfassende Verwaltungsreformen (Heindl 
2013, 47ff.) bewirkte im Effekt aber eine partielle Durchsetzung der Ziele der Revolution, näm-
lich die Entwicklung zum modernen Rechts- und Verwaltungsstaat (Stourzh 1989). In seiner 
österreichischen Variante wird dieser schon früh durch positivistisches Denken geprägt, das sich 
in der Ausbildung niederschlug. Das Rechtsstudium wurde gezielt „verwissenschaftlicht“, um 
unter Zurückdrängung der philosophischen und ökonomischen Aspekte der universitären Aus-
bildung kritisches Denken zu beschränken (Heindl 2013, 67). Zugleich lehrte aber mit Lorenz 
von Stein ab 1855 einer der führenden Vertreter der frühen Verwaltungswissenschaft in Wien 
(Wenger 1983, 39; Leitl-Staudinger 2010, 199f.). Als Hegelianer ging es ihm um die systemati-
sche Erschließung der zweckmäßigen Verwirklichung des Staatswillens in der Verwaltung 
(1869–1884; 2010). Daneben wurden auch stärker praktisch orientierte Handbücher wie etwa 
Mayerhofer (1880/81) verfasst. Diese frühen Verwaltungswissenschaftler waren auch in die 
Verwaltungsreformen der späten Monarchie eingebunden (Heindl 2013, 85ff.).

Die von der Staatsführung intendierte Hinwendung zu einem wissenschaftlichen Rechts-
verständnis hat im Verein mit der weiteren historischen Entwicklung des Habsburgerreiches die 
theoretische Entwicklung der Wissenschaft vom öffentlichen Recht und seiner Praxis geprägt. 
Ewald Wiederin (2007) spricht von einem „Denken vom Recht her“, das jede theoretische 
Grundlegung oder Bezugnahme auf Werte und Begriffe außerhalb des Rechtssystems, aber auch 
jede Form von Abwägung ablehnt. Anderswo bedeutsame Begriffe wie Staat oder Souveränität 
kommen hier praktisch nicht vor. Das entspricht der Situation der Monarchie, die außer der 
Rechtsordnung, der Verwaltung und des Militärs nur wenige, von allen Staatsangehörigen teil-
bare einheitsstiftende Bezugspunkte und Strukturen aufwies. Wissenschaftliche Tätigkeit im 
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Bereich des öffentlichen Rechts wird damit – und bis weit ins 20. Jahrhundert – zu einer Befas-
sung mit Struktur- und Hierarchiefragen und ist charakterisiert durch eine (zumindest vorder-
gründige) politische Neutralität (Wiederin 2007; Somek 2007).

Diese Entwicklung kulminiert in der Stufenbaulehre Adolf Merkls und seiner 1927 erschie-
nenen „Allgemeinen Verwaltungslehre“, die beide maßgebend für die weitere akademische 
Entwicklung in Österreich wurden (Wiederin 2007). Merkls Argumentation (1999, 85ff.) läuft 
darauf hinaus, dass im entwickelten Rechtsstaat Verwaltungshandeln primär rechtswissenschaft-
lich und damit normativ zu erfassen ist. Dieser Zugang steht weithin bis heute im Mittelpunkt 
methodischer Auseinandersetzungen über Verwaltungslehre und Verwaltungsrecht in Österreich 
(Wimmer 2010, 48f.; Jabloner 2012; Raschauer 2012). Damit einher geht die große Bedeutung 
der Stufenbaulehre, die eine juristische Systemtheorie avant la lettre (Wiederin 2007) darstellt. 
Ihre in Verbindung mit der „Reinen Rechtslehre“ stehenden ideologiekritischen Inhalte, die den 
inhärenten Zusammenhang von juristischer und politischer Entscheidung (Wiederin 2007; 2011) 
aufdecken, werden aber durch ihre hierarchisch-strukturfixierenden Elemente, die einer ebensol-
chen Staats- und Verwaltungskonzeption entsprechen, überdeckt (Öhlinger 1975).

2.  Juristische Verwaltungsforschung zwischen Praxis und Theorie

Mit der dominierenden Vereinnahmung von Kelsen und Merkl im Verwaltungs- und Verfassungs-
recht (Somek 2007) wurden auch Verbindungen zu alternativen Traditionen der Verwaltungsfor-
schung in Österreich gekappt. Wissenschaftliche Befassung mit Verwaltungsforschung außerhalb 
des Verwaltungsrechts geschah durch Juristen fast ausschließlich in negativer, also methodisch 
abgrenzender, Weise (Wenger 1983, 34ff.). Daran änderte auch die Gründung der Österreichischen 
Verwaltungswissenschaftlichen Vereinigung 1949 mit dem Zweck der Mitarbeit im Internatio-
nalen Verwaltungswissenschaftlichen Institut in Brüssel nur wenig. Allerdings hat die Schaffung 
von Mitwirkungsmöglichkeiten von Verwaltungsangehörigen und Wissenschaftler Innen auf 
internationaler Ebene vielfache Anstöße zu einer erneuerten Auseinandersetzung mit österrei-
chischen Fragestellungen gegeben (vgl. Holzinger 2012). Als dominierend hat sich die Orientie-
rung an der deutschen Verwaltungsrechtslehre einerseits (Wiederin 2007, 312) und Rechtsschutz-
fragen andererseits (Leitl-Staudinger 2010, 206) erwiesen.

Für die Wissenschaft vom öffentlichen Recht wurde dann die Befassung mit den Fragen des 
modernen Sozial- und Leistungsstaates nicht nur zu einer Auseinandersetzung über Forschungs-
paradigmen, sondern auch zu einer ideologischen Frage. Diese betraf das Verhältnis zu Demo-
kratie und Partizipation an staatlichen Entscheidungen und eine methodische Neuorientierung 
der Rechtswissenschaften.4 Beispielhaft kann an dieser Stelle auf die bedeutenden Arbeiten 
Peter Pernthalers zur Raumplanung (1975; 1978) oder jene Wolfgang Mantls (1979), Peter 
Oberndorfers (1983) und Theo Öhlingers (1982) zur Partizipation im Verwaltungsverfahren 
verwiesen werden. Erst von dieser akademischen Generation gingen damit wesentliche Impulse 
zur Veränderung, Öffnung und Internationalisierung des öffentlichen Rechts in Österreich aus, 
die sich in den 1980er-Jahren durchsetzen konnten (Somek 2007, 653ff.).

In diesem Kontext ist zu beachten, dass sich die Organisation des juristischen Studiums seit 
dem 19. Jahrhundert kaum geändert hatte. Dessen überfällige Reform gelang erst 1978. In der 
Tradition wissenschaftlicher Berufsvorbildung wurde nun die Bedeutung der Soziologie und 
Ökonomie für juristische Tätigkeit unter den Bedingungen moderner Staaten hervorgehoben.5
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Mit dieser Neuregelung wurde Verwaltungslehre wiederum als Lehr- und Prüfungsfach 
anerkannt, was zur Herausgabe eines Sammelwerks führte, das eine gesamthafte Darstellung 
der Verwaltung in Österreich anstrebte (Wenger/Brünner/Oberndorfer 1983, 5). Das Anliegen 
der Autoren war es, Stand und Themen der internationalen Verwaltungswissenschaft (mit 
Schwerpunkt Deutschland) durch die Aufbereitung anhand österreichischer Fallbeispiele zu 
vermitteln.

Die Weiterentwicklung der Verwaltungslehre als interdisziplinäres Wissenschaftsunter-
nehmen und in spezifisch österreichischer Prägung wurde hier von Wenger (1983) als Deside-
rat formuliert. Beides, eine anschlussoffene juristische Verwaltungsforschung und eine öster-
reichische Verwaltungslehre, wurde seither nicht eingelöst, wenngleich auch in Selbstdarstel-
lungen (Leitl-Staudinger 2011) deren Tradition und Bedeutung hervorgehoben wird. Erst 2001 
erschien ein neuer Sammelband vergleichbar jenem von 1983 (Holzinger/Oberndorfer/Raschau-
er 2001). Dieser und seine Folgeauflagen (2006; 2013) weisen eine grundsätzliche Orientierung 
an deutschen (normativ ausgerichteten) Vorbildern und allgemein-beschreibenden Darstellun-
gen auf.

Demgegenüber versucht die „Dynamische Verwaltungslehre“ von Norbert Wimmer (2003; 
2010) einen Alternativentwurf. Dieser bewegt sich zwischen den Polen einzelner rechtlicher 
Organisations- und Aufgabendiskussionen, allgemeinen Organisationslehren und der praktischen 
Erfahrung des Autors. Wie bei anderen Verwaltungslehren fehlt die empirische Grundlagenfor-
schung und die Auseinandersetzung mit sozial- und politikwissenschaftlichen Zugängen. Im 
juristischen Diskurs bleibt darüber hinaus die Arbeit Wimmers ebenso wie andere Beispiele 
neuerer und interdisziplinärer Positionen (Eberhard et al. 2006; Feik 2007; Mayrhofer 2011) 
weitgehend ohne Resonanz. Dabei wird auch ein Unvermögen festgestellt, sich mit neuen An-
forderungen an Verwaltungshandeln, den neuen Paradigmen des Haushaltsrechts und dem The-
ma Governance aus juristischer Perspektive zu befassen (Raschauer 2012).

Die mit der Studienreform 1978 angestrebte Verbreiterung des Jus-Studiums wurde nur 
bedingt eingelöst (Dimmel/Noll 1991), wenngleich die Herausforderungen bestehen blieben 
(Funk/Schilcher 1998; ÖJK 2007). An den Universitäten Innsbruck und Linz führen die Institu-
te für öffentliches Recht Verwaltungslehre noch im Namen. Oberndorfer (Linz) und Wimmer 
(Innsbruck), die einschlägige Arbeit betrieben haben, sind aber emeritiert. In Graz und Innsbruck 
sieht der Studienplan Lehrveranstaltungen und (Teil-)Prüfungen aus Verwaltungslehre vor. Die-
se finden sich aber weder im aktuellen Lehrangebot noch in den einschlägigen Prüfungsstoff-
abgrenzungen.

Seit der Studienreform 1978 ist es auch in den Rechtswissenschaften erforderlich, zur Er-
langung des Doktorgrades eine Dissertation zu verfassen. Es fehlen zwar empirische Untersu-
chungen, aber aus einer Durchsicht der Bibliothekskataloge und Verlagsprogramme ist seitdem 
ein deutlicher Anstieg wissenschaftlicher Arbeiten zum Verwaltungsrecht abzuleiten. Das setzt 
sich – insbesondere vermittelt über Einrichtungen wie die Österreichische Verwaltungswissen-
schaftliche Gesellschaft6 oder das Institut für Föderalismus – in einer großen Zahl einschlägiger 
Publikationen fort, die zu einem überwiegenden Teil von VerwaltungspraktikerInnen getragen 
werden. Aber hier dominiert weiterhin ein traditionell juristisch-strukturorientiertes Paradigma 
und eine offensichtliche Hemmung, die eigene Praxis wissenschaftlich reflektiert darzustellen. 
Im Gegensatz dazu steht die Heranziehung von ExpertInnen des öffentlichen Rechts (vgl. Somek 
2007, 658f.) bei Verwaltungsreformprojekten. Hier sind wesentlich breitere Herangehensweisen 
gefordert, die aber vor allem auf der Basis impliziten Erfahrungswissens und nicht wissenschafts-
geleitet bewältigt werden (vgl. Konrath 2005; 2012).
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3.  Ansätze politikwissenschaftlicher Verwaltungsforschung

Der enge Fokus des öffentlichen Rechts sollte in Österreich lange durch die Staatswissenschaft 
ausgeglichen werden. Diese war angesichts der „Vertreibung der Vernunft“ (Stadler 1988) in der 
Zeit des Faschismus, nach dem Zweiten Weltkrieg der einzige in Österreich verbliebene Vorläu-
fer der Politikwissenschaft. Das staatswissenschaftliche Studium war aber aufgrund seines 
Ausbildungsniveaus sowie mangelnder beruflicher Möglichkeiten umstritten und seine Lehrer 
verfassten kaum nennenswerte Publikationen (Kozlik 1965; König 2010).

Empirische politikwissenschaftliche Forschung wurde in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
in erster Linie von österreichischen US-ImmigrantInnen durchgeführt, die mittels internationaler 
Austauschprogramme ihre ehemalige Heimat besuchten. Dabei entstanden teilweise äußerst 
luzide Arbeiten, die aber in Österreich keinerlei Rezeption fanden (z.B. Secher 1960; vgl. Fleck 
2010; König 2010). 

Dies änderte sich durch das unter wesentlicher Beteiligung von Paul Lazarsfeld 1963 ge-
gründete Institut für Höhere Studien (IHS), welches auch eine politikwissenschaftliche Abteilung 
umfasste. Im Rahmen dieser wurde ein Großteil der politikwissenschaftlichen ProfessorInnen 
der 1970er- und 1980er-Jahre ausgebildet und erstmals im Nachkriegsösterreich empirische 
politikwissenschaftliche Forschung durchgeführt.

Die Etablierung der Disziplin an den Universitäten erfolgte gegen den teils hinhaltenden 
Widerstand von VertreterInnen der Rechtswissenschaften und nahm letztlich mehrere Jahrzehn-
te in Anspruch (Wicha 1972; Welan 1992; Ehs 2010).

An der Abteilung Politikwissenschaft des IHS wurde in den 1970er-Jahren unter dem Ein-
druck einer zu diesem Zeitpunkt in Deutschland einflussreichen kritischen Politikwissenschaft 
eine Abkehr vom vorher dominanten Behavioralismus vollzogen. Inhaltlich kam es zu einem 
Gleichschritt mit den Themen sozialdemokratischer Reformpolitik und der Bearbeitung verschie-
denster Bereiche, von Gesundheitspolitik, Agrarpolitik, Regionalpolitik bis zum Thema Verwal-
tungsreform (König/Kreisky 2007).

Darüber hinaus war das Thema Demokratie in der Entwicklung der österreichischen Poli-
tikwissenschaft von Bedeutung. Die erwähnten Arbeiten des IHS stehen unter dem Eindruck der 
Auseinandersetzung damit, aber auch an anderer Stelle entstanden Publikationen zum Themen-
kreis Mitbestimmung, die eines der zentralen gesellschaftspolitischen Themen der 1970er-Jahre 
darstellte (Schaller 1997). Damit wurde das bestehende Deutungsmonopol der Rechtswissen-
schaften zu Demokratie und auch zum Thema Verwaltung herausgefordert.

Von der ersten Generation der österreichischen PolitikwissenschaftlerInnen haben vor allem 
Heinz Fischer, Raoul Kneucker, Eva Kreisky, Heinrich Neisser und Manfried Welan Beiträge 
zum Thema Verwaltung aus politikwissenschaftlicher Sicht geleistet. Fischer schrieb 1972 in der 
ersten Ausgabe der ÖZP über das von der Verwaltung durchgeführten Begutachtungsverfahren 
zu Gesetzentwürfen (Fischer 1972), Welan befasste sich wiederholt mit politischen BeamtInnen 
und SpitzenbeamtInnentum (Welan 1996). Neisser gab als Zwischensumme seiner akademischen 
und politischen Erfahrung u.a. ein Buch über Verwaltungsreform und New Public Management 
(NPM) mit heraus (Neisser/Hammerschmid 1998) und konnte auch im juristischen Kontext 
politikwissenschaftliche Überlegungen zur Kontrolle der Verwaltung etablieren (Neisser 2006). 
Alle drei waren bzw. sind in Spitzenpositionen der Verwaltung und Politik aktiv und haben auch 
vor ihrem unmittelbaren Erfahrungshintergrund geschrieben.

Kneucker war neben Führungsaufgaben in der Verwaltung auch akademisch tätig und ver-
mittelte Anstöße aus der amerikanischen und französischen Verwaltungsforschung (Kneucker 



	 	 Die	wissenschaftliche	(Nicht-)Beschäftigung	mit	der	Verwaltung	 355

1973a; 1973b). Eva Kreisky leistete bislang die umfangreichsten Forschungsarbeiten in der 
österreichischen empirischen Verwaltungsforschung. Sie führte in den 1970er- und 1980er-
Jahren am IHS eine Reihe von Studien zu Verwaltungskultur, Einstellungen zu Verwaltung, 
Demokratisierung von Verwaltung sowie Feminismus und Verwaltung durch (zusammenfassend 
Kreisky 1986).

Mitte der 1980er-Jahre verflachte die Konjunktur des Themas Verwaltung in der österrei-
chischen politikwissenschaftlichen Forschung zusehends. Ein Indikator dafür ist das Standardwerk 
Politisches System Österreichs, das in den 1970er- und 1980er-Jahren von Fischer herausgegeben 
wurde. Anfangs befassten sich Kreisky und Neisser auf 80 Seiten mit Verwaltungsgeschichte 
bzw. der Rolle der Verwaltung im Regierungsprozess (Kreisky 1974; Neisser 1974). Im Nach-
folgewerk Politik in Österreich: Das Handbuch, das ab den 1990ern in mehreren Auflagen er-
schien, gibt es einen einzelnen Eintrag von Neisser zur „Verwaltung“, der elf Seiten umfasst 
(Neisser 2006).

Erst der EU-Beitritt 1995 konnte neue Impulse für politikwissenschaftliche Arbeiten zur 
Verwaltung vermitteln. Wolfgang C. Müller und Barbara Liegl haben Beiträge zum Spitzenbe-
amtInnentum und zum Wandel der Verwaltung veröffentlicht (Müller/Liegl 1999; Liegl 2001; 
Müller 2007). Peter Biegelbauer hat mit Stephanie Mayer zu Begutachtungsverfahren und Ge-
setzesfolgenabschätzung in Österreich und mit Erich Grießler zur Entstehung von Gesetzestex-
ten auf Bundesebene in Österreich publiziert (Biegelbauer/Mayer 2008; Biegelbauer/Grießler 
2009). Die erste empirische Arbeit in Buchumfang zum Thema Politik und Verwaltung in Öster-
reich seit den 1980er-Jahren wurde 2011 von Wolfgang Gratz vorgelegt (Gratz 2011). Im Mit-
telpunkt stehen dabei u.a. Verwaltungsorganisation und Politisierung der Verwaltung. Kurze Zeit 
später wurde von Peter Biegelbauer ein Buch zu Lernen in Politik und Verwaltung veröffentlicht, 
im Rahmen dessen Fallstudien aus der österreichischen Forschungs- und Technologiepolitik 
untersucht wurden (Biegelbauer 2013).

Was sich in der Aufzählung der politikwissenschaftlichen Arbeiten zum Thema Verwaltung 
wiederspiegelt, ist auch die Arbeitsteilung, die sich in der österreichischen Politikwissenschaft 
ab den 1980er-Jahren erkennen lässt: Die Universitätsinstitute betreiben in einigen Bereichen 
Grundlagenforschung, mit einem teilweise systemkritischen Grundverständnis, das häufig wenig 
Widerhall im politischen Diskurs findet; die außeruniversitären Institute produzieren oft Policy-
bezogene Arbeiten, die als Grundlage für die Arbeit der Verwaltung dienen, aber nur selten 
grundsätzliche Überlegungen enthalten – dies gilt auch für die Beschäftigung mit der Verwaltung 
selber (siehe noch Abschnitt 4). 

Besonders deutlich wird diese Arbeitsteilung im Bereich der Policy-Analyse, wo im uni-
versitären Bereich eine einzelne Arbeitsgruppe an der Universität Wien (Life Science Governance, 
gegründet von Herbert Gottweis) dem Großteil der außeruniversitären politikwissenschaftlichen 
Forschung Österreichs gegenübersteht (IHS, Austrian Institute of Technology, Österreichisches 
Institut für internationale Politik, Zentrum für soziale Innovation, Interdisziplinäres Forschungs-
zentrum Sozialwissenschaften etc; vgl. Bandelow et al. 2013). Der stärker interdisziplinär ge-
prägte Bereich der Policy-Analyse beschäftigt sich mit Problemen, die in den meisten Fällen die 
Verwaltung als eine Hauptakteurin umfasst. Aufgrund der Problem- und Politikfeldbezogenheit 
der Policy-Analyse entsteht aus dieser Arbeit aber meist keine systematische Beschäftigung mit 
dem Thema Verwaltung.

Auch wenn sich aus dieser Aufzählung von Arbeiten zum Thema Verwaltung wieder eine 
ansatzweise Zunahme der Publikationstätigkeit in jüngster Zeit erkennen lässt, so sind die Lücken 
evident. Vor allem fehlen weite Teile der eigentlichen Grundlagen von Verwaltungsforschung, 
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wie sie in den meisten OECD-Ländern existieren. Eine empirische Untersuchung der Zusam-
mensetzung der österreichischen Verwaltung und hier besonders deren Eliten, wie sie internati-
onal etwa durch die klassischen vergleichenden Studien von Joel Aberbach, Robert Putnam und 
Bert Rockman (1981; Aberbach 2003) durchgeführt wurde, fehlt in Österreich zur Gänze. Ar-
beiten wie jene von Hans-Ulrich Derlien (2003) über die Veränderungen der deutschen Verwal-
tungseliten, die Soziologie der Verwaltung oder eine systematische Aufarbeitung des Verhältnis-
ses zwischen Politik und Verwaltung, etwa auch im Hinblick auf den Austausch von Eliten, 
fehlen. Ebenso fehlt empirisch gesättigtes Wissen über die Rolle der BeamtInnen in der Gesetz-
gebung, wie es in Großbritannien von Ed Page und Bill Jenkins (2005) generiert wurde.

Somit fällt Österreich auch regelmäßig aus den meisten internationalen Vergleichsstudien 
zum Thema Verwaltung heraus oder wird lediglich schlaglichtartig bedacht. Aufgrund dieser 
Situation kommt die österreichische sozialwissenschaftliche Forschung zum Thema Verwaltung 
auch nicht in die Situation, unmittelbar von den Erkenntnissen internationaler vergleichender 
Studien profitieren zu können.

Was trotz der Arbeiten von Gratz und Biegelbauer noch immer aussteht, ist eine theoriege-
leitete empirische Analyse des tatsächlichen Verhältnisses zwischen PolitikerInnen und Verwal-
tungsbeamtInnen in Österreich über verschiedene Politikfelder und Zeitpunkte hinweg, welche 
Eigenschaften der jeweiligen Umfelder als systematische Bestimmungsfaktoren dieses Verhält-
nisses verwendet. Dabei könnten einerseits die Veränderung des Verhältnisses von Politik und 
Verwaltung zueinander ausgeleuchtet und andererseits verschiedene Bestimmungsgrößen dieses 
Verhältnisses analysiert werden, etwa die Bedeutung anderer Organisationsformen und Steue-
rungsinstrumente wie die Form und Dauer von Verträgen einzelner Bediensteter in Ministerien.

Insgesamt lässt sich seitens der österreichischen Politikwissenschaft wenig Interesse am 
Thema Verwaltung feststellen. Dies ist an der Zahl der vorhandenen Publikationen ablesbar, 
ebenso wie an den lediglich sporadisch abgehaltenen Lehrveranstaltungen zum Themenbereich, 
die dann auch VerwaltungspraktikerInnen wie etwa dem ehemaligen Sektionschef des Finanz-
ministeriums, Gerhard Steger, oder der ehemaligen Ministerialrätin im Wissenschaftsministeri-
um, Elsa Hackl, geschuldet sind (vgl. auch Steger 2013). 

4.  Public Management als neuer Ansatz der Verwaltungsforschung?

Public Management ist zweifellos der jüngste und kleinste, aber auch der am unmittelbarsten 
und exklusivsten auf die Verwaltung bezogene Wissenschaftszweig in Österreich. Es versteht 
sich als Befassung mit „zielorientierte[r] Gestaltung und Lenkung (und somit Führung) des 
 öffentlichen Sektors sowie der ihn bestimmenden Organisationseinheiten“ (Schauer 2010, 14 
m.w.N.). Durch die Bezugnahme auf Managementfunktionen und die Effektivität und Effizienz 
staatlichen Handelns bestehen zum einen enge Verbindungen zur (öffentlichen) Betriebswirt-
schaftslehre. Zum anderen sind durch die Berücksichtigung von Legalitäts- und Legitimationsas-
pekten auch Überschneidungen mit der Rechts- und der Politikwissenschaft gegeben. Von seinem 
Selbstverständnis her ist Public Management insofern „bewusst interdisziplinär konzipiert“ (ebd.) 
und könnte somit als eine moderne, die Vielfalt disziplinärer Zugänge zur Verwaltung und zum 
öffentlichen Sektor insgesamt – also unter Einbeziehung von öffentlichen Unternehmen und Non 
Profit Organisationen – integrierende Verwaltungswissenschaft gesehen werden. 

Im österreichischen Wissenschaftskontext wäre es demzufolge als Variante oder sogar als 
Nachfolger einer nicht juristisch verengten Verwaltungslehre zu verstehen, die nach der Defini-
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tion Wengers eigentlich „jene selbständige Disziplin der empirischen Sozialwissenschaften [sein 
sollte], welche die öffentliche Verwaltung als Teil der sozialen Wirklichkeit untersucht“ (Wenger 
1983, 38; siehe auch Abschnitt 2).

Ob und inwieweit das österreichische Public Management faktisch in der Lage ist, diesem 
Anspruch auf Interdisziplinarität zu genügen, bleibt allerdings – wie auch schon bei der öster-
reichischen Verwaltungslehre – zu hinterfragen. Dies hängt vor allem mit der in der Realität 
überwiegend ökonomisch und in einem engeren Sinn häufig ausschließlich betriebswirtschaftlich 
bestimmten Sichtweise auf die Verwaltung zusammen, die bei vielen unter dem Oberbegriff des 
Public Managements versammelten Institutionen und FachvertreterInnen dominiert. So sollte 
bereits bei der Einrichtung des KDZ – 1969 als wohl früheste Einrichtung dieser Art in Österreich 
als Kommunalwissenschaftliches Dokumentationszentrum gegründet und 1999 in KDZ – Zen-
trum für Verwaltungsforschung umbenannt – die „ökonomische Sicht gegenüber der juristischen 
Ergründung“ im Vordergrund stehen (www.kdz.or.at). Trotz einer sukzessiven Ausdehnung der 
Arbeitsschwerpunkte über finanzwissenschaftliche Themen hinaus auf andere Reformfelder des 
öffentlichen Sektors blieb das KDZ im Wesentlichen den Konzepten der (öffentlichen) Betriebs-
wirtschaftslehre und Finanzwissenschaft verhaftet. 

Spätestens seit den 1990er-Jahren, die in Österreich wie in anderen kontinentaleuropäischen 
Staaten als die eigentliche Geburtsstunde einer breiteren Public Management-Bewegung gelten 
können, nahm die ökonomisch-betriebswirtschaftliche Betrachtung der Verwaltung einen immer 
größeren Raum ein. Obgleich die verschiedenen Regierungsprogramme bereits seit den 1960er-
Jahren mit unterschiedlichen Schwerpunkten die Vereinfachung, Demokratisierung und kosten-
günstigere Ausgestaltung von Verwaltungsprozessen propagiert hatten (Hammerschmid/Meyer 
2005, 709), war es bis dahin in der Praxis bei einer „Reihe von punktuellen Reformen und Än-
derungen“ geblieben, die zu dem resignierenden Gesamtbefund führten, dass die „österreichische 
Verwaltungsreform […] im Rückblick gesehen eine Geschichte der Kommissionen und Kom-
missare“ gewesen sei (Neisser 1998, 322f.). 

Mit Beginn der 1990er-Jahre entwickelte sich diesbezüglich jedoch eine neue Dynamik, als 
die Regierung in Reaktion auf Strukturkrisen und in Vorbereitung auf den bevorstehenden EU-
Beitritt eine verstärkte Ausgliederungs- und Privatisierungspolitik initiierte und mit der Notwen-
digkeit einer gesteigerten Effizienz und Effektivität ökonomisch begründete (Pesendorfer 1994, 
143). Fast zeitgleich erreichte ab Mitte der 1990er-Jahre die international geführte Debatte um 
NPM Österreich und verstärkte die bereits zu beobachtenden Tendenzen einer modifizierten, 
nicht mehr nahezu ausschließlich juristischen Betrachtungsweise der Verwaltung und des öffent-
lichen Dienstes (Kucsko-Stadlmayer 2009, 32ff.). Zwar handelte es sich dabei auch in Österreich 
um eine inhaltlich selektive, ebenen- und organisationsspezifisch divergierende sowie semantisch 
uneinheitliche Rezeption (Hammerschmid/Meyer 2005, 718ff.). Sie gab jedoch den entscheiden-
den Impetus, den Staat, seine Verwaltung und deren Aufgabenerfüllung verstärkt unter ökono-
mischen Gesichtspunkten zu diskutieren. 

NPM und Ökonomisierung waren jedenfalls die häufig undifferenziert verwendeten Ober-
begriffe für einen verstärkten Reformelan, welcher zumeist am Regierungswechsel im Jahr 2000 
und dem vorläufigen Ende der Großen Koalition von SPÖ und ÖVP festgemacht wurde (Wie-
linger 2007, 136ff.), der aber auch in den Folgejahren unter wiederum veränderten politischen 
Bedingungen und über die Bundesebene hinaus weiter anhielt. Während in einigen Bereichen 
wie insbesondere dem E-Government beträchtliche und europaweit beachtete Fortschritte erzielt 
werden konnten (vgl. Bundeskanzleramt 2011), zeigen etwa die mehrmals ergänzten 599 For-
derungen aus den Prüfungen des Österreichischen Rechnungshofs weiterhin bestehende und 
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zunehmende Reformnotwendigkeiten auf (Rechnungshof 2011). Insofern behielt die kritische 
Beurteilung von Elisabeth Dearing Gültigkeit, derzufolge „einzige messbare Erfolge am Ende 
der Legislaturperiode jeweils Personaleinsparungen […] sowie Serviceverbesserungen waren. 
Grundlegende Fragen wie die Aufgabenverteilung und Transparenz bei der Verteilung der Fi-
nanzmittel zwischen Bund, Ländern und Städten/Gemeinden blieben ebenso offen wie eine 
Neuausrichtung der staatlichen Verwaltung in Richtung einer Wirkungs- und Leistungssteuerung 
und ein konsequentes Erschließen von Partnerschaften mit Bürgerinnen und Bürgern, der Wirt-
schaft, von NGOs und sonstigen Akteurinnen und Akteuren“ (Dearing 2008, 128).

In dieser Einschätzung klingt allerdings bereits ein Perspektivenwechsel an, durch den 
neben den zunächst vor allem auf die Binnenmodernisierung von Staat und Verwaltung fokus-
sierenden Managementaspekten nun auch in Österreich unter dem Schlagwort der Public Gover-
nance zunehmend die Frage nach gesellschaftlicher Steuerung und (Außen-)Wirkung staatlichen 
Handelns in den Blick genommen wurde (Bauer/Dearing 2011, 52ff.; dies. 2013, 165ff.). Ob und 
inwieweit die laufende und mit großen Erwartungen verbundene Einführung der wirkungsori-
entierten Haushalts- und Verwaltungssteuerung, die jedenfalls partiell schon von der Bundes- auf 
die Länderebene übergreift, geeignet ist, diesen Befund nachhaltig zu verändern, bleibt angesichts 
der noch unzureichenden Erfahrungen abzuwarten. Idealerweise sollte damit aber ein „umfas-
sender Rahmen für Governance und Managementstrukturen“ geschaffen sowie ein „wesentlicher 
Beitrag zu einer erhöhten Transparenz, für umfassende Verantwortlichkeitsstrukturen für Politik 
und Verwaltung sowie zu einem auf das Gemeinwohl ausgerichteten Managementsystem“ erreicht 
werden (Seiwald/Geppl 2012, 38, 51).

Während somit der Managementfokus für die öffentliche Verwaltung weiterhin seine Wirk-
kraft behauptet, war die damit einhergehende Perspektivveränderung nur in eingeschränktem 
Maß durch einen entsprechenden Auf- bzw. Ausbau fachspezifischer Kapazitäten begleitet. So 
existieren zwar an österreichischen Universitäten gesonderte rechts- und wirtschaftswissenschaft-
liche Institute, die sich mit Verwaltungslehre (siehe Abschnitt 2) oder unter verschiedenen Be-
zeichnungen mit Public Management (WU Wien, Klagenfurt, Linz, Innsbruck) befassen. Eine 
„maßgebliche Rolle“ für die Entwicklung einer eigenständigen österreichischen Verwaltungs-
wissenschaft haben sie jedoch allenfalls „ansatzweise“ wahrgenommen (Holzinger 2006, 789). 
Ähnliches gilt auch für die Fachhochschulen, deren Einrichtung fast zeitgleich mit dem Beginn 
der intensivierten Managementdiskussion 1994 erfolgte (Mayer 2007, 303ff.). 1997 wurde der 
erste spezialisierte Public-Management-Lehrgang – noch unter der Bezeichnung „Kommunales 
Management“ – an der FH Kärnten eingerichtet, dem weitere Angebote etwa an der FH Ober-
österreich in Linz und der FH Campus Wien folgten. Obwohl die Ausbildungsinhalte zumeist 
bewusst breit und interdisziplinär angelegt wurden (Brodel 2007) und durch den Auftrag zur 
praxisorientierten Forschung (Paier 2012, 12ff.) zahlreiche Forschungs- und Beratungsprojekte 
für den öffentlichen Sektor an Fachhochschulen durchgeführt werden, sind die institutionellen 
und personellen Kapazitäten insgesamt zu begrenzt geblieben, um die bestehenden Lücken 
zwischen Wissenschaft und Praxis nachhaltig schließen zu können.

Während die Vernetzung mit der Praxis nach innen für einzelne WissenschaftlerInnen über 
persönliche Netzwerke und die Mitgliedschaft in Vereinigungen wie der ÖVG oder dem Füh-
rungsforum Innovative Verwaltung (www.fiv.at) vergleichsweise einfach und ertragreich ist, 
werden die bestehenden Defizite des österreichischen Public Management als Wissenschafts-
disziplin vor allem mit Blick auf das Ausland offenbar. Hier sind es neben wissenschaftlichen 
Konferenzbeiträgen in erster Linie offizielle Stellen und VerwaltungspraktikerInnen, die bevor-
zugt eigene innovative Projekte etwa im Rahmen von Verwaltungswettbewerben vorstellen und 
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damit auch internationale Beachtung erzielen konnten (Speer/Gruber 2014, 158ff.). Dass eine 
solche Propagierung von „Good practice“-Beispielen nur selten mit einer vertiefenden kritischen 
Analyse oder einer nachfolgenden externen Evaluation einhergeht, mag aus der Perspektive der 
ProtagonistInnen verständlich sein. Wenn die Wissenschaft jedoch ihrerseits nicht in der Lage 
ist, dem eine unabhängige Bestandsaufnahme des Stands und der Problematik österreichischer 
Verwaltungsreformen entgegenzusetzen, diese in die internationale Diskussion einzuordnen 
und zumindest im deutschsprachigen bzw. im EU-Kontext fundiert zu vergleichen, dann ist das 
nicht nur ein Zeichen eigener Schwäche, sondern auch der Praxis fehlt damit ein wichtiges 
Korrektiv. 

Vor diesem Hintergrund ist es durchaus bezeichnend, wenn das österreichische Public Ma-
nagement im Unterschied etwa zu Nachbarländern wie der Schweiz und Ungarn in wichtigen 
internationalen Vergleichsstudien nicht vorkommt (Kickert 2008) und selbst in facheinschlägigen 
deutschsprachigen Lehrbüchern keine Berücksichtigung findet (Kuhlmann/Wollmann 2013). 
Insofern bleiben eine eigene Fachvereinigung, eine spezialisierte Fachzeitschrift sowie ein ei-
genständiges österreichisches Public-Management-Lehrbuch wichtige Desiderate, um die Sicht-
barkeit des Fachs sowohl nach innen als auch nach außen zu verbessern und Österreich – das 
zumeist umstandslos unter dem Typus des „Germanic Rechtsstaat model“ subsumiert und an-
sonsten nicht weiter behandelt wird (Kickert 2008, 5f.) – mit seinen Verwaltungs- und Reform-
spezifika in der internationalen Fachdiskussion stärker zu verankern.

5.  Schlussbetrachtungen

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass letztlich nur wenige Erkenntnisse über die öster-
reichische Verwaltung wissenschaftlich abgesichert sind. Aus der Analyse der historischen Ar-
beiten lassen sich eine Reihe von Erkenntnissen für das Verständnis der Verwaltung zur Zeit der 
Monarchie gewinnen. Eine umfassende zeitgeschichtliche Beschäftigung mit der Verwaltung 
steht allerdings noch aus.

Im Bereich der Rechtswissenschaften dominiert ein normativer Blick, der empirische und 
kritische Zugänge weitgehend ausschließt. In der Beschäftigung mit Verwaltung bleibt juristische 
Verwaltungsforschung auf einen allgemeinen und deskriptiven Zugang beschränkt, der wesent-
lich durch den verwaltungspraktischen Hintergrund der AutorInnen geprägt wird.

Die Politikwissenschaft begann sich in den 1970er-Jahren mit Verwaltung zu befassen, sie 
hat aber nur an wenigen Stellen empirische sozialwissenschaftliche Arbeit geleistet. Seither ist 
das Interesse am Themenbereich zurückgegangen und so sind die empirischen Befunde zur 
Verwaltung dünn gesät. Wesentliche Desiderata sind deshalb bereits grundsätzliche Daten etwa 
zur Frage der Zusammensetzung der österreichischen Verwaltung, des Rollenverständnisses der 
Verwaltungsangehörigen oder dem Verhältnis zwischen Politik und Verwaltung.

Die Arbeiten des Public Managements zur Verwaltung in Österreich sind stark von einer 
ökonomisch-betriebswirtschaftlichen Zugangsweise geprägt, in der die Beschäftigung mit Ma-
nagementansätzen einen großen Raum einnimmt. Grundlegende Fragen zum Verhältnis von 
Verwaltung und Politik werden in den wissenschaftlichen Analysen und in den praktischen 
Reformansätzen kaum systematisch reflektiert. Themen der Kooperation mit Zivilgesellschaft, 
Wirtschaft und Wissenschaft wurden erst in jüngerer Zeit in verschiedenen Facetten der Diskus-
sionen um (Public) Governance diskutiert. Hingegen bleibt die aus Sicht des Public Managements 
essenzielle Frage bzw. Forderung nach einem professionellen Umgang der Politik mit dem 
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Verwaltungsapparat gerade für Österreich ein sensibles und bislang nur ansatzweise angespro-
chenes Problemfeld.

Insgesamt lässt sich eine im Vergleich zu den anderen deutschsprachigen Ländern unterent-
wickelte Kommunikation zwischen Verwaltung und Wissenschaft, abgesehen von Auftragsar-
beiten seitens der vor allem außeruniversitären und seltener universitären Forschungseinrichtun-
gen zu abgegrenzten Themenbereichen, ausmachen. Dies ist zum einen auf ein sehr eingeschränk-
tes Angebot seitens der Wissenschaft in Richtung Verwaltung zurückzuführen, wie wir sie auf 
den letzten Seiten beschrieben haben. Ein anderer Grund für die verkümmerte Kommunikation 
zwischen Verwaltung und Wissenschaft ist ein seitens der Verwaltung eingeschränktes Interesse, 
sich grundsätzlichen Fragestellungen zu stellen (Biegelbauer et al. 2013). Diese Einstellung mag 
einen Grund in der historisch gewachsenen Engführung der Ausbildung von öffentlich Bediens-
teten, der nach wie vor vorfindbaren Vorstellung der Verwaltung als objektiv-distanziertem 
Vollziehungsapparat der Politik (Gratz 2011) und dem Fokus jüngerer Reformen auf betriebs-
wirtschaftliche Qualitäten und Auswirkungen von Verwaltungshandeln haben.

Jedenfalls resultiert die eingeschränkte Kommunikation zwischen Verwaltung und Wissen-
schaft in einem überraschend geringen Reflexionsniveau hinsichtlich eines derart dominanten 
Bestandteils des politischen Systems und wichtigen Akteurs im Bereich des staatlichen Handelns, 
wie es die Verwaltung ist. Dieses weitgehende Fehlen einer grundsätzlichen und systematischen 
Auseinandersetzung mit der Verwaltung hat Auswirkungen auf das Verständnis von Politik bzw. 
des Verhältnisses von Verwaltung und Politik zueinander, insofern als die Verwaltung entweder 
als Blackbox gesehen oder gar nicht beachtet wird. Diese Fehlstelle erleichtert die Perpetuierung 
eines beschränkten Verständnisses demokratischer Organisation von Politik, das sich im öffent-
lichen ebenso wie im wissenschaftlichen Diskurs im Verweis auf die „Realverfassung“ genügen 
kann (Konrath 2011). 

Dieses Fehlen hat zur Folge, dass Reformen, die seit Anfang der 1990er-Jahre zu grundle-
genden Veränderungen der Gestalt und Funktionsweise und damit des Selbstverständnisses von 
Politik und Verwaltung geführt haben, in Österreich zwar beobachtet, aber kaum wissenschaftlich 
aufgearbeitet oder kritisiert wurden. Die Einführung eines neuen Haushaltsrechts und neuer 
Steuerungsinstrumente der Verwaltung, der Ausbau partizipativer Handlungsformen, die Einfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsbarkeit und andere Entwicklungen werden folglich nicht als zent-
rale Fragen staatlicher Organisation und Aufgabenerfüllung sowie demokratischer Entschei-
dungsfindung und Verantwortung begriffen (Konrath 2011). Das ist vor allem auch deshalb be-
merkenswert, weil sich die Reformparadigmen effizienter und effektiver Aufgabenerfüllung 
grundlegend von den verfassungsrechtlich normierten Leitbildern einer Verwaltung unterschei-
den, die gesetzesgebunden und in demokratischer Verantwortlichkeit im Auftrag der BürgerInnen 
tätig wird (Eberhard et. al. 2006, 40f.). Dabei machen gerade diese Verschiebungen deutlich, 
dass die Befassung mit Verwaltung und Staatsorganisation nicht mehr von JuristInnen alleine zu 
bewältigen ist, da Verwaltung auch in Österreich nicht mehr auf die Rechtsfunktion reduziert 
werden kann. Die Betrachtung des Verwaltungshandelns mit juristischen Methoden kann folglich 
nur mehr einen (kleinen) Ausschnitt der Verwaltung erfassen. 

Damit hat die (politik-)wissenschaftliche Nichtbefassung mit der Verwaltung auch einen 
demokratiepolitischen Aspekt, da die Wissenschaft es der Politik und der Verwaltung überlässt, 
sich gemäß ihren Rollenverständnissen und historischen Prägungen ohne externe Reflektion mit 
den Angelegenheiten der Republik zu befassen.
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ANMERKUNGEN

1 Wir möchten uns bei Johann Dvořák, Raoul Kneucker und Manfried Welan bedanken, die jeweils Teile des Manu-
skripts kritisch gegengelesen und kommentiert haben, bei Thomas Palfinger, der den Text sprachlich bearbeitet hat, 
und bei drei anonymen GutachterInnen, die uns mit hilfreichen Hinweisen versehen haben.

2 In der spärlichen Literatur wird auf den Deutschnationalismus an den Universitäten der Habsburgermonarchie 
(Stimmer 1993), die universitäre Skepsis gegenüber Demokratie bis in die 1970er-Jahre (Dvořák 1982) oder das 
Ziel sozialer und ideologischer Homogenität (Pelikan 1991) verwiesen.

3 Siehe zu Leitbildern eines studium generale für den Staatsdienst im internationalen Vergleich Dvořák 2008; Stimmer 
2008. Zu Bestand und Weiterentwicklung siehe Heindl 2013, 48; Leitl-Staudinger 2011, 197f.

4 So zusammenfassend Theo Öhlinger in einem Gespräch zu diesem Beitrag am 22.1. 2014 in Wien. Eine wissen-
schaftshistorische Befassung damit steht aus. Ansätze finden sich in Bezug auf die Grundrechtsdiskussion bei 
Goller/Oberkofler 2004, Öhlinger 1975, Somek 2007.

5 Siehe die Regierungsvorlage 528 BlgNR, XIV. GP.
6 Siehe dazu die Darstellung der Veranstaltungen und Publikationen unter www.oevg.info.
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